
Formblattzur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentatjonsgesetees

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokunnentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend ~ zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpfiichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltiicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserlich Qusfütlen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zü^lchem;GesetzentwürfhabenSie;sich,schriftlicrt.geayRert(T

Thüringer Gesetz zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023
sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften
Gesetzentwurf Landesregierung
-Drucksache 7/7122-
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,Haben-5Jejsich^JsVertretereJn^jyristEschen;^
Vereinigung riatürllchßr'P9rßöneh:oder Saciien'<z;.iB;<Ve?

<3ßnössenschaftoder^fferit!JGhe^nstak,;Körpersch^ciesoff^^
.Qffentl.icheh:Bechts)?'^:;^-J-^;^^.^^^;^:'^/^ ;''^;:V:I'-':^^;^:^':.-:.^::^'L^

(§,5?^.^N^.^;2ThürBete|ldc^;-Hiny^s:-Wennhei^

Name

Deutscher Gewerkschaftsbund Hessen-

Thüringen

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

OrganisatEonsform

nicht eingetragener Verein, gemäß Art. 9 Abs.

3GG

Schillerstraße 44

99096 Erfurt

Häbß[n:.Sie^siG|"i;als^h9tür!Jche:P&rspn geäußert^d.lh.: als Privatp9rspn?c ^:</; ^ •'^ ';; ^^."-.; ';•
(§^^;:4?111;^hürB?telidpkQ)'y?''.-^

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderiich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort
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VVasj^<ier$chwerpunkt Ihrer ihh^ltljchen;<^^berufpch^ / ^^7?Y:;:^:^;:-;
^5.Äb8^'Nr>'3ThÜraeteHdokG);.-.';-„. ,.:,.-/::^:^.."''^:'1''::/^^^;-.,^ /\:1.;;:'^;\^;'-^^::;:\1^:;;^1;:;;;^1'11./-1^':?;

Wahrung und Förderung derArbeits- und Wlrtschaftsbedingungen; Vertretung der Interessen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmer; SpEtzenorganisationderBeamtEnnen und Beamten

Haben Sie^in^lhriem^hriftlichen Beitrag die ent^

a befürwortet,
a abgelehnte
x ergänzungs- bzw. änderungsbedürftlg eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBeteildokG)

lA/ir begrüßen und unterstützen ausdrücklich das Ziel der Thüringer Landesreglerung, die Alimentation zu

jedem Zeitpunkt verfasäungskonform auszugestalten, der Notwendigkeit der ständigen Beobachtung
nachzukommen sowie Maßnahmen zu ergreifen, wenn die Besoldung verfassungsrechtllchen

Anforderungen nicht mehr entspricht, Auch die Berücksichtigung der Versorgungsempfänger*innen war

jberfallig und wird begrüßt.
fi^us gewerkschaftlicher Sicht ist aber die Ausreichung einer „InfSationsausgleichsprämle" (IAP) an die
3eamt*lnnen zur Herstellung der amtsangemessenen Alimentation probiematisch, Wenn das Land Thüringen

diese gewährt, müssen diese freiwiSilge Arbeitgeberieistung statvsgruppenunabhänglg sowohl die
Beamt*innen als auch die Tarifbeschäftigten erhalten.

.nakzeptabel ist aus gewerkschaftlicher Sicht. das Vorhaben, künftige tarifumsetzungsbedingte

3esoldungsanpassLingen auf die jetzt vorgesehenen Maßnahmen anzurechnen. „Besoldung folgt Tarif" ist

5rundsgtz der gewerkschaftlichen Besoldungspolitik. Dies muss vom grundrechtsgleichen Anspruch auf

amtsangemessene Alimentation getrennt werden. Auch fa!!s'der Besoldungsgesetzgeber von der

Zusage, Tarifabschiüsse zeit- und inhaltsglich auf die 8eamt*innen zu übertragen, in der Zukunft

[wieder) abweichen möchte, ist keine gesetzliche Regelung zum jetzigen Zeitpunkt erforderiich.

MlrdQ^Si^von^er^an^e^regterÜng^ebeten.^JQeh^schnftp
SNeietzgebyngsvörhaben.^in^utöiclTeh?^;^^/^
;§:^Ab^;1:Nr,l6;ThürBeteI[dakG) ;'::;^^ ^•;:.^\:1;:^^;:;,^<^^1^-.;1 ;^^^^^

< ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein •

Afenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

n welcher Form haben Sie sich geäußert?

< per E-Mail

: per Brief

^abßh;Siesiclzäls;Anwäitskan2jeiJiiriiAi^
am^Ges^gebungsTOtfahren^beteöjgt^;^.^^^^^^^-^^^
:§^Ab5^^r,:&-ThürBeEeHdokG):^:^^^v^-^:^

3 ja X nein (weiter mit Frage 7)





^ -^
SfinirT)en^i6;elneSr Veröffentlichung ;|hres^schriftf)Rh^^
BeteiljgteritraDspärenzdpKümehtätionzü?.^/;^,^^
i(§;5AbsM,^atz2'T:hürB^ei!dc^:;'l^\':^::^^.-;\.\? 1;;:'1^..:^

,tx ]a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

^i;D9tynr:.^^:;,,:;^"^;'.:...\:^'.'^^^

Erfurt, den 28.04.2023

'Unterschlrift-:;/11/-^'-'^^:^1.'11^;."1^11;^^^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


